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Die Politik muss beirn Klimaschutz deutlich nachbessern, urn die Freiheitsrechte künftiger
Generationen zu schützen. Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 24. März 2021
über verschiedene Verfassungsbeschwerden zurn Klimaschutzgesetz der Bundesregierung hat
offengelegt, dass die bisherigen gesetzlichen Regelungen zum Klimaschutz in wesentlichen
Punkten zu kurz greifen. Die Beschwerdeführenden hatten insbesondere geltend gemacht, der
Staat habe mit dem Klirnaschutzgesetz keine ausreichenden Regelungen zur zeitnahen
Verminderung von Treibhausgasen geschaffen. Diese Reduzierung ist aber erforderlich, urn die
Erwärrnung der Erde bei 1,5 °C oder wenigstens bei deutlich unter 2 °C anzuhalten. Das BVerfG
hält zunächst fest, dass wegen der Gefahren des Klirnawandels Schutzpflichten des Staates
gegenüber deutschen Staatsbürgern bestehen. Diese ergeben sich aus dem Recht auf Leben und
körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und dern Grundrecht auf Eigenturn aus
Art. 14 Abs. 1 GG. Zudern verpflichtet die Urnweltschutz-Staatszielbestirnmung des Art. 20a GG
den Staat bzw. die öffentlichen Einrichtungen zum Klirnaschutz.

Windenergieanlagen auf Lolland (Dänemark)

Aktuell sind Klirnaschutzziele durch die Ziele des Pariser Übereinkornmens konkretisiert, worin
die Herstellung von Klimaneutralität durch CO2-Budgets völkerrechtlich verankert wurde. „Die
verfiissungsrechtlich maßgebliche Temperaturschwelle von deutlich unter 2 °C und möglichst
1,5 °C kann prinzipiell in ein globales CO2-Restbudget umgerechnet werden, das sich dann auf



die Staaten verteilen lässt. Der Intergovernmental Panel on Clirnate Change (IPCC) hat für
verschiedene Temperaturschwellen und verschiedene Eintrittswahrscheinlichkeiten aufgrund eines
qualitätssichernden Verfahrens unter Offenlegung der verbleibenden Unsicherheit konkrete
globale CO2-Restbudgets benannt. Auf dieser Grundlage hat der Sachverständigenrat ßr
Umweltfragen auch für Deutschland ein ab 2020 verbleibendes konkretes nationales Restbudget
ermittelt, das mit dem Paris-Ziel vereinbar wäre."

Die Verfassungsrichter verknüpfen die derzeitige einseitige Beanspruchung des CO2-Budgets mit
dein Grundrecht auf Freiheit auch zukünftiger Generationen. „Zwar nzüsste CO2-relevanter
Freiheitsgebrauch, um den Klimawandel anzuhalten, ohnehin irgendwann im Wesentlichen
unterbunden werden, weil sich die Erderwärtnung nur stoppen lässt, wenn die anthropogene CO2-
Konzentration in der Erdattnosphäre nicht mehr weiter steigt. Ein urnfangreicher Verbrauch des
CO2-Budgets schon bis 2030 verschätft jedoch das Risiko schwerwiegender Freiheitseinbußen,
weil damit die Zeitspanneflir technische und soziale Entwicklwzgen knapper wird, mit deren Hilfe
die Umstellung von der heute noch umfassend nzit CO2-Emissionen verbundenen Lebensweise auf
klimaneutrale Verhaltensweisen freiheitsschonend vollzogen werden könnte." Folglich kann in der
Logik der Verfassungsrichter nicht einer Generation zugestanden werden, unter nur geringer
Reduktionslast große Teile des CO2-Budgets aufzubrauchen, wenn darnit zugleich den
nachfolgenden Generationen eine radikale Reduktionslast übertragen wäre.

Ohechaussee, Niihe Ochsenzolkr Kreisel, Norderstedt

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes ist auch filr die Stadt Norderstedt relevant. Die
Folgen des Klimawandels sind auch bei uns immer deutlicher spürbar. Im ganzen Stadtgebiet sind
durch die Dürreperioden in den letzten drei Jahre etliche Bäume nicht rnehr zu retten, auch der
Zustand der Wälder in Norderstedt leidet unter dem Klimawandel. Das Artensterben nimmt
bedenklich zu. Die natürlichen Lebensräume werden in Norderstedt irnmer weiter zurückgedrängt,
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so dass viele heimische Arten in ihren Beständen zuriickgehen. Wenn Teiche im Sornmer
urnkippen, unsere Bäche fast austrocknen und Freiflächen überbaut werden, finden Insekten,
Arnphibien, Reptilien sowie die Vogelwelt kaurn noch die benötigten Lebensräume. Auch die
Menschen in Norderstedt bekornmen die Auswirkungen des Klimawandels irnrner stärker zu
spüren, z.B. in Forrn von Starkregen, Stürmen und extrerner Hitze. Angesichts dieser dramatischen
Entwicklung ist die Norderstedter Kornrnunalpolitik aufgerufen, zeitnah Maßnahrnen zurn
Klimaschutz auf den Weg zu bringen.

Nachdern auf Bundesebene zurn Jahreswechsel 2020/2021 auch weiterhin erkennbar war, dass
Klirna-Gesetze und Aktivitäten — sei es die Novelle des EEG oder die CO2-Bepreisung,
Wirtschaftsfördening prirnär von Technologien zurn Klirnaschutz u.v.rn. - weiterhin dern
Grundsatz folgen, den aktuellen Playern irn Markt nicht allzu große Mühen und Kosten
aufzubürden, hat sich der Ortsverband DIE LiNKE in Norderstedt an die Arbeit gernacht,
Klimaschutz wenigstens auf kommunaler Ebene unter Hochdruck voranzutreiben. Ziel dabei ist es,
unter vollständiger Ausschöpfung gesetzlicher Grenzen ein Zeichen der Willensstärke zu setzen
und andere Kornmunen zu rnotivieren, die Sache selbst in die Hand zu nehrnen.

Wir wollen, dass Norderstedt klimaneutral bis 2030 ist! Das ursprünglich gesetzte Ziel von 2040
erscheint uns erheblich zu spät, da auf Bundes- und EU-Ebene wertvolle Zeitpuffer einfach
verschwendet wurden. Eine vollständige Energiewende ist lt. Expertenrneinung innerhalb von 10
Jahren rnachbar. Begreifen wir diesen Schritt also nicht als Kostenfaktor, der den Haushalt
auffressen könnte, sondern als Schritt in eine neue Wirtschaftswirklichkeit und in eine
Arbeitsrnarktentwicklung in Richtung einer von Nachhaltigkeit geprägten Arbeitswelt.

Wir sind sicher, dass unsere Forderungen urnsetzbar sind und das Tempo rein vom Willen
bestimrnt wird. Statt einer Idee, wollen wir in Sachen Klimaschutz voraus sein.

Unsere Vorschläge für einen Klirnaschutz-Aktions der Stadt Norderstedt:

Stau an der Ohechaussee, Norderstedt
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I DIE ENERGIEWENDE

1.1 — Einführung eines Klimaschutzamtes
Aktuell sind die Klirnaschutzaufgaben auf verschiedene Ämter und Gesellschaften verteilt. Um
eine rnaxirnale Effizienz und eine primäre Fokussierung auf besonders wirksame
Klimaschutzmaßnahmen erreichen zu können, ist eine übergreifende Koordination sinnvoll. Die
Aufgaben dieses Klimaschutzarntes sehen wir in:

• Koordinicrung allcr Klimaschutzmaßnahmcn dcr Stadtwerke und der Stadtvcrwaltung,

• Planung, Entwicklung und Umsetzung, Kennzahlenentwicklung, sowie Zielüberwachung.

• Vernetzung mit anderen Klirnaschutzakteuren in Kreis, Land, Bund und international aus
Politik, Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft, Verbänden, Vereinen und
Interessensgemeinschaften mit dem Ziel des Wissenstransfers, Zusarnmenarbeit und
gegenseitige Unterstützung.

Wir schlagen die Einfiihrung dieses Amts als eigenständiges Amt 80 vor, ggf. mit Unterstellung in
das Dezernat 111, mit Besetzung einer Leitung bis zum Jahreswechsel 2021/2022.

1.2 — Einrichtung eines ständigen Klimabeirates
Einrichtung cincs Klimaschutzbeirates, bcstchend aus Vertretern von Politik, Verwaltung und ggf.
wcitcren Akteuren, zwecks Bcgleitung der Entwicklung und Umsetzung des Klimaschutz-
Aktionsplans.

1.3 — CO2 Quellen- und Verursacherbilanz
Begleitend zu den Maßnahmen zum Klimaschutz ist das CO2-Budget sachgerecht zu bilanzieren.
Hierfür stehen die Instrumente der Quellenbilanz sowie der Verbraucherbilanz zur Verfügung. Die
Verursacherbilanz bezicht sich auf den Endcnergieverbrauch von umgewandelten
Primärenergicträgern wic zum Beispiel Wärme oder Strom und hat dadurch einen dircktcn Bezug
zum Vcrbrauchsvcrhalten von Wirtschaft und privatcn Haushaltcn. Mit cincr Vcrbrauchcrbilanz fiir
Norderstedt sollen zukünftig Faktorcn zu Klimaschutzmaßnahmcn nachvollzichbar abbildet
werden. Auf dieser Basis können fortlaufend Nachkorrekturen erfolgen, um langfristig dic
gesteckten Klimaschutzziele zu errcichen.

1.4 - Bewusstseinsbildung / Klimabildung

Die Stadt Norderstedt (bzw. das neue Klimaschutzamt) fördert, koordiniert und vernetzt
Klimaschutz-Aktivitäten in Bildungseinrichtungen und initiiert auch eigene Projekte und
Maf3nahrnen zur Bewusstseinsbildung für den Klimaschutz. Hierzu werden regelmäßig
Klimaschutz-Tage zu unterschiedlichen Schwerpunktthemen organisiert und durchgeführt.

Die Stadt Norderstedt unterstützt die Entwicklung nachhaltiger Bildungsangebote als Möglichkeit,
Menschen für den Klimaschutz zu sensibilisieren. Die lokalen Initiativen und Verbände zurn
Klimaschutz sollen durch konkrete Aktivitäten und Maßnahrnen der Stadt gestärkt, koordiniert und
vernetzt werden.
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1.5 — Kompetenzzentrurn „Erneuerbare Energie"

Ausbau der Rolle der Stadtwerke als Energiedienstleister: Entwicklung und Koordinierung einer
Versorgung mit 100% erneuerbaren Energien fiir alle Energiebereiche (Strom, Wärme, Mobilität).
Zu diesem Zweck:

• Koordination des Solarstrorn-Ausbaus mit Dachanlagen, vertikalen Anlagen, ggf.
Freiflächenanlagen, Errnittlung und Ausbau weiterer Energiequellen, wie z.B. Dach-
Windkraftanlagen etc.

• Förderung von Eisspeichern, Wärrnepurnpen, Solarthermie-Anlagen und Geotherrnie —
letzteres unter Beachtung von Vorgaben in Wasserschutzgebieten.

• Suche von verträglichen Standorten für Freiflächenanlagen

• Nutzung der Dachflächen der Gewerbebetriebe für Photovoltaik und Solarthermie

• Offensive Beratungs- und Entwicklungsleistungen für Gewerbe, Kommune und
Eigenheimbesitzer, flir Bürgercnergic und Micterstrom, spätcr auch für Externc (z.B.
begleitcnd als Kompetenzzentrum für andere Stadtwerke). Beratung auch hinsichtlich
Fördergcldcr und Finanzicrungskonzeptc.

• Aufbau einer Akademie für erneuerbare Energien, mit Umschulungs- und
Ausbildungsangeboten insbesondere irn Installateur-Bereich (z.B. als Duales System rnit
Fernlehrgängen und praktischen Modulen).

• Weiterentwicklung von Beteiligungen, auch außerhalb Norderstedts - Beispiel
Windenergie.

• Wissenstransfer „erneuerbare Energie, Vernetzung mit anderen Kominunen rnit dem Ziel
des Wissenstransfers sowie zur aktiven gegenseitigen Unterstützung bei der Umsetzung der
Energiewende.

• Erstellung einer Potentialanalyse für alle städtischen Liegenschaften.
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1.6 — Klimaneutrales „Rathaus"

Alle Einrichtungen der Stadt Norderstedt wie auch der städtischen Eigenbetriebe müssen auf den
Prüfstand der schnellstmöglichen „Klimaneutralität". Städtische Einrichtungen mit besonderer
Relevanz für das Thema Ressourcenverbrauch/Klimaeinfluss (z.B. Freizeitbad Arriba,
erdgasbetriebene 131-1KWs, u.a.) sind daraufhin zu untersuchen, ob und wie das Ziel der
Klimaneutralität erreicht werden kann. Hierzu ist ein Konzept zum „klimaneutralen Rathaus" zu
erarbeiten, dass särntliche klirnarelevante Einrichtungen der Stadt sowie der städtischen
Gesellschaften urnfasst. Schwerpunkte sind:

• CO2-neutrale BHKWs

• CO2-ncutralcs Arriba

• CO2-neutrale Schulen

1.7 — Energie sparen!

• Potentialanalyse für Energieeinsparungen in allen Bereichen des Verbrauchs. Dabei
Identifizicrung dcr größten Einsparmöglichkeiten auch hinsichtlich der in Norderstedt
ansässigen Unternehrnen!

• Encrgctischc Sanicrung städtischer Gcbäudc im Bcstand

• Aufbau und offensive Bewerbung einer Energieberatung, die von allen Unternehrnen und
Haushalten Norderstedts kostenfrei in Anspruch genomrnen werden kann.

II DIE VERKEIIRSWENDE

11.1 - Einführung des 1-Euro-Stadttickets!

Zur Stärkung des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) soll mit dern Fahrplanwechsel
2022/23 ein Stadtticket für alle Angebote des ÖPNV iin Norderstedter Stadtgebiet eingeführt
werden, das fiir 1C/Tag oder 365C/Jahr erhältlich ist. Schüler*innen und Inhaber*innen des
Norderstedter Sozialpasses sollen das Stadtticket kostenlos erhalten.

11. 2 — 10-Minuten-Takt als Regel, 30-Minuten-Takt nach Pinneberg und Bad Segeberg

• 10-Minuten als Regeltakt auf allen Linien im Stadtgebiet ab dem Fahrplanwechsel
2022/23.

• Auf wenig genutzten Linien Einführung von Bus-on-demand-Systernen (Schlagworte ioki,
MOIA).

• Zwischen 6 und 22 Uhr mindestens 30-Minuten-Takt auf den Linien 7550 (Ochsenzoll-Bad
Segeberg) und 295 (Garstedt-Pinneberg) zum Fahrplanwechsel 2022/23, um eine
leistungsfähige Verbindung zu den Nachbarstädten zu gewährleisten.

• Insbesondere eine engtaktige Verbindung zur Kreisstadt Bad Segeberg ist wichtig,
alternativ ggf. durch eine zusätzliche Schnellbuslinie mit wenigen Haliestellen (z.B.
Ochsenzoll, Glashiitte-Markt, Nahe/Itzstedt, Leezen, Bad Segeberg) oder ein Bus-on-
dernand-Systern.
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Busbahnhqf in Jena

11.3 — Ausbau der E-Mobilität

• beschleunigter Ausbau des Netzes von Ladesäulen im Stadtgebiet.

• bis Mitte 2023 Ausstattung aller Taxistände mit Ladesäulen.

• Schrittweise Umstellung auf E-Busse bis 2028. Dann keinerlei Verbrenner rnehr im ÖPNV.

• Priifung wcitcrcr nicht-fossilcr Antricbstcchnologicn, z.B. Methan-Brcnnstoffzcllcn,
LOHC, ctc.

11.4 — Ausbau des Fahrradverleih- und Dauerleihsystems

• Ausbau des Verleihstationsnetzes irn Stadtgebiet auf die Größenordnung der Busstationen
in Norderstedt — nach Möglichkeit auch Einrichtung an den Busstationen.

• Konkret: Verdoppelung der Stationen bei der nächsten Ausschreibung, Zielrnarke bis 2028:
rund 100 Verleihstationen. Planungsziel: maximal 800 Meter von Wohnungen zu
Verleihstationen.

• Mindestens 1 Transportrad an allen Verleihstationen

• Tariferweiterung um günstige Dauerleihe (Monatspreis ca. 25 Euro), ggf. rnit parallelern
Anbieter (Beispiel Hamburg: Swapfiets).

• Deckclung dcs 24-Stunden-Prciscs auf 6 Euro (aktucll 9).

• Verknüpfung rnit dern Hamburger Verleihsystem.

• Unternehmen und Wohnungsgcsellschaftcn sollen kostenlos Vcrlcihstationen auf ihrem
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Gelände für Beschäftigten und Mieter*innen beantragen können.

11.5 — Priorisierung des Fuß- und Radverkehrs
Wo immer rechtlich rnöglich, soll dern Fuß- und Radverkehr, sowie ggf. dem ÖPNV bei Planung,
Bau und Urnbau von Verkehrswegen künftig Vorrang vor dem motorisierten Individualverkehr
eingeräurnt werden, der für einen großen Teil der CO2-Ernissionen in Norderstedt verantwortlich
ist. Konkrete Maßnahmen:

• Priorisicrung von Rad- und Fußverkehr bci allen Ncu- und Umbauten von Verkehrsaniagen
und Verkehrswegen nach dcm Kopenhagener Modell mit dcm Zicl, einen
gleichberechtigten Raum für alle Verkehrsteilnehmer*innen zu schaffen. D.h.: Zuerst
werden dic notwendigen Flächen fiir den Rad- und Fußverkehr gcplant, crst danach dic
Flächen für den Autoverkehr.

• Der Bau wohnungsnaher, wetter- und im Optirnalfall diebstahlgeschützter
Fahrradabstcllanlagen soll in allen neuen Wohngebieten bzw. bei allen neuen
Gcschosswohnungsbautcn verpflichtend werden.

• Einführung einer Stellplatzsatzung und Festlegungen in B-Plänen, nach denen in neu
errichteten Büro- und Gewerbebauten barrierefrei erreichbare, überdachte
Fahrradabstellaniagen mit Anbindung an Umkleide- und Duschmöglichkeiten einzuplanen
sind.

• Zügige Urnsetzung der bestehenden Rad- und Fußwegekonzepte.

• Sehrittweise Installation von Fahrradreparatursäulen rnit Pumpc im Stadtgcbiet, möglichst
in der Nähc der Verleihstationen, wcil dic bckannt sind. Infos z.B. hicr:
https://www.ibombo.dc/

• Einrichtung von Fahrradstraßen, wo immer das rechtlich möglich ist.

Alter Kirchenweg, Norderstedt
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• Einführung von Ternpo 30 auf allen innerörtlichen Straßen, soweit das rechtlich möglich
ist.

• Sukzessiver Rückbau öffentlicher Parkplätze bzw. Umstellung auf einige wenige
„Behindertenparkplätze". Stattdessen Begrünung bzw. breitere Fuß- und Radwege.

• Kein Neu- oder Ausbau von Straßen ohne Konzept zur Verringerung des Autoverkehrs.
Insbesondere: Kein mehrspuriger Ausbau der Schleswig-Holstein-Straße!

III DIE NACHHALTIGE STADTENTWICKLUNG

111.1 - Klimaneutrales Bauen

DIE LINKE fordert den maximal machbaren Verzicht auf Baustoffe, die klimaschädlich sind
(Beton, Stahl, Glas) oder einen inakzeptablen ökologischen Fußabdruck hinterlassen (Sand,
Tropcn- und Urwaldhölzer etc.). Stattdessen sollen in größtmöglichern Umfang klima- und
umweltfreundliche Baustoffc wic einhcimisches Holz, Hanf oder recycelte Baustoffc (z.B. aus
„Urban Minine) gcnutzt wcrdcn.

• Dazu sollen Regelungen a) in B-Plänen (Nutzung x Prozent nachhaltige z.B. recycelte
Baustoffe), b) konkretisiert in städtebaulichen Verträgen eingeführt und evtl. eine
Gestaltungssatzung erlassen werden.

• Erhaltung der Klimafunktionen der natürlichen Böden durch Verrneidung und Reduzierung
der Bodenversiegelung. Hierzu ist die geringste Boden-/Flächenversiegelung stets
anzustreben. Das heißt aus Sicht des Städtebaus: eher höher und kompakter bauen, als das
Norderstedter Siedlungsgebiet auszuweiten. Unnötige versiegelte Flächen sind
zurückzubauen und einer natürlichen Bodenentwicklung zu überlassen.

• Schaffung eines Nachverdichtungs-Konzepts, insbesondere: Zulassung und Förderung
zulässiger Staffelgeschosse im Bestand.

• Berücksichtigung stadtklimatischer Aspekte (Verhinderung von Aufheizungseffekten,
ausreichende Durchlüftung von Wohngebieten etc.)

111.2 — Einführung einer Lichtschutzsatzung

• Einftihrung einer Lichtschutzsatzung mit dem Ziel der deutlichen Senkung der
„Lichtverschrnutzung" in Norderstedt. Alternativ: Schaffung der Position einer
Lichtschutzbeauftragten. Erläuterung: „Lichtverschrnutzung" bezeichnet die übermäßige
nächtliche Beleuchtung, die mittlerweile als zentraler Grund für das Insektensterben gilt.

• Reduzierung der aktuellen Lichtemission um mindestens 25% bis 2025. Neue Lichtquellen
(z.B. Neubaugebiete, neue Gewerbe) müssen - sowcit nicht vcrhinderbar - durch andere
Maßnahmen kompcnsicrt werden.

• Sich wiederholende Aufklärungs- und Mitrnach-Kampagnen, um privatc Lichtemissionen
cinzudärnmen („freiwillig Licht aus nach 23 Uhr" z.B.)
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111.3 — Nachhaltiger Umgang mit Regenwasser

Klimasehutz erfordert einen nachhaltigen Urngang rnit dem anfallenden Regenwasser.
Regenwasser ist generell zur Erneuerung des Grundwassers zu verwenden. Eine Ableitung des
Niederschlagswasser über versiegelte Flächen und die Einleitung in die städtische Kanalisation ist
möglichst zu verrneiden. Der geplante Generalentwässerungsplan sollte hierzu konkrete Vorgaben
entwickeln. Als Anreiz zur Vermeidung von negativen Folgeerscheinungen der Bodenversiegelung
ist eine versiegelungsabhängige Regenwassergebühr zu entwickeln. Diese soll dern Ziel folgen,
eine Entsiegelung von Flächen wie auch eine Versickerung von Regenwasser auf den
Grundstücken zu erreichen.

111.4 — Überarbeitung der Baumschutzsatzung
Zur Sieherung und Entwicklung des Baumbestandes in der Stadt Norderstedt ist die derzeit gültige
Baumschutzsatzung im Hinblick auf nachhaltigen Baumschutz zu überarbeiten. Dazu ist eine
Orienticrung an der Muster- Baumschutzsatzung des deutschen Städtc- und Gemeindebundes
hilfreich. Verbesserungspotenziale sind insbesondere bei den schützenswerten Baumarten, der
Baumgrößc, wic auch der Ausgleichserfordernis zu schen. Auch soliten rnögliche
Becinträchtigungen der Bäume durch Astschnitte oder Versiegclung der Baumscheiben zum
besseren Baurnsehutz thematisiert werden.

Hainbuche, Ani Tarpeneer, Norderstedt
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111.5 — Moore und Naturwälder als CO2-Senke

Die Stadt Norderstedt kann durch den Erhalt intakter Moorflächen und die Renaturierung
entwässerter Moorgebiete und auch durch den Erhalt und Ausbau des Baurnbestandes zurn Erhalt
der natürlichen Ressourcen als Kohlenstoffsenken beitragen. Auch der Erhalt von Knicks und
deren Überhälter (große Bäurne, i.d.R. Eichen) sowie der Ersatz von entfallenden Knickgehölzen
trägt zu einer positiven Knickbilanz und darnit zurn Klirnaschutz bei. Weitere Punkte:

• Projekt städtischer Naturwald: Ein Naturwald ist jeder bewirtschaftete Wald ohne den
direkten Eingriff des Menschen. Hier kann sich der Biotoptyp Wald ungestört entwickeln.
Die Stadt Norderstedt soll vorhandene Waldflächen übernehmen und eine ökologische
Waldbewirtschaftung/Waldnutzung in Richtung eines Naturwaldes als CO2-Senke
entwickeln.

• Dic Verwaltung soll bcauftragt werden, laufend Flächcn für dic Neuanlagc und Erwcitcrung
von Wäldern und Mikrowäldern zu sichern, die nicht oder nur extensiv bewirtschaftet
werden (Beispiel: Lübecker Modell).

111.6 — Verbindendes Freiraumkonzept zur Minderung nachteiliger Klimaeffekte
Städtische Gebiete speichern die Wärrne durch Bauwerke und Versiegelungen. Gleichzeitig führen
die spärlichen Vegetationsflächen zu einem spürbaren Feuchtigkeitsdefizit. Tendenziell nehrnen
dadurch Hitze und Trockenheit irn Sommer iin Stadtgebiet zu. Besonders alte Menschen, aber
auch Kinder und Kranke haben bei großer Hitze Probleme. Diese Effekte treten vornehmlich bei
verdichteter Wohnbebauung auf. I Ein Freiraumkonzept rnit durchgehenden Grünstrukturen, die
den Innenbereich mit dem Außenbereich verbinden, können hier positive stadtklirnatische
Wirkungen entfalten. Dazu zählen Grünzüge, die vorwiegend Erholungsfunktion für die
Bevölkerung besitzen, aber auch lokalklimatische Ausgleichsfunktionen haben, sowie Grünachsen
als Zugänge in die freie Landschaft. Hierzu zählen:

• Entwicklung von sogcnannte „Grünc Bändcr" irn Stadtgcbict,

• wo immer möglich zusätzliche Straßenbäume pflanzen,

Naturdenkoral, Eiche (Aor Tarpettufer), Norderstedt
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• Straßenbäume pflegen (ausreichende Wasserversorgung im Sommer, Entsiegelung von
Baumscheibcn u.a.)

• dic Grünachscn irn Flächennutzungsplan sichcrn und entwickcin,

• Durchlüftungsschneiscn und Kaltluftentstchungsgebietc sichcrn und optimicren.

111.7 — Mehr Landschafts- und Naturschutzgebiete sowie Schaffung von Wildnis
Um die Biodiversität und die Vegetationsbestände als CO2-Senke zu erhalten und
weiterzuentwickeln, ist es unverzichtbar, in Norderstedt wieder rnehr und großflächiger Wildnis
entstehen zu lassen. Bundesweit ist dafür ein sogenanntes „spezifisches Wildnisziel" definiert,
nach dem sich auf mindestens zwei Prozent der Fläche die Natur wieder nach ihren eigenen
Gesetzmäl3igkeiten entwickeln soll. Das betrifft in Norderstedt insbesondere Wälder,
Niederungsgebiete an Fließgewässern sowie Moore. In diesem Sinne möge die Stadt Norderstedt

• weitere Landschaftsschutzgebiete ausweisen, (z.B. in der Garstedter Feldmark)

• die Fläche der Naturschutz- und FFH-Gebiete ist bis 2028 zu verdoppeln,

• Potenziale von Wildnis crmittcln und fördcrn,

• Fördcrprogrammc zur Rcnaturierung der Oberflächengewässcr und Moorc auflegen.

Kunstinstallation auf dem Gelände der evangelischen Tagesstätte "Haus ani Schüberg"

(allc Fotos: Harning)
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